Geſetz- Sammlung 
für die f 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— \r 122. 


(Nr. 6925.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Wittenberg, Regierungsbezirks Merſeburg, zum Betrage von 
50,000 Thalern. Vom 28. Oktober 1867. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc 


0 ahre 1868. ab, mit Einſchluß deſſelben, nach dem feſt⸗ 
geſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung oder Ankauf mit mindeſtens zwei 
N Men der Kapitalſchuld unter Hinzurechnung der durch die 1 erſparten 
inſen und des künftigen Reinertrages der Gasanſtalt, ſoweit ſolcher die plan⸗ 
mäßigen Zins⸗ und Tilgungsbeträge etwa überſteigt, innerhalb längſtens 27 Jahren 
zu amortiſiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche 
HGenehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer eg eine Gewährleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 5 
1 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
’ Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Oktober 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. Dezember 1867. 


1858 


n IT 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Merſeburg. 
(Wittenberger Stadtwappen.) 


Obligation der Stadt Wittenberg 
über 
Einhundert Thaler 


2 


— 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ten uecenren. 
ö (Geſetz-Samml. 18 S.. ) 


ſo 


ein anderes Blatt ſubſtituirt. Bis zu dem Tage, an welchem ſo 
Kapital zurückzuzahlen iſt, wird daſſelbe in halbjährlichen Terminen, 5 
Juli mit vier und einhalb Prozent 1 
bverzinſt. Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße ü 

gabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibun 
e 5 der Stadlkaſfe zu Wittenberg nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins. 0 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 

ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 

zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 

1 Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 

ückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 

Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie zahlbar geworden ſind, nicht erhobenen 

Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Wittenberg. Wenn die zu 

filgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand erworben werden, 

ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal durch die oben 
bemerkten Blätter bekannt gemacht werden. In Anſehung der verlorenen oder 
vernichteten Obligationen oder Zinskupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine 
und deren Kupons lag habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16, Juni 
1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Staatspapiere, $$. 1. bis 13., mit nachſtehenden Maaßgaben Anwendung: 

f a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Magiſtrat 
gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe zuſtehen, 
welche nach der angeführten Verordnung dem Schatzminiſterium zukom⸗ 
men; gegen die Verfügungen des Magiſtrats findet Rekurs an die 
Kommunal⸗Aufſichtsbehörde ſtatt 

b) das im F. 5. gedachter Verordnung bezeichnete Aufgebot erfolgt bei dem 
hieſigen Königlichen Kreisgerichte, 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche die 
ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im $. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im $. 8. erwähnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 

* Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind .. halbjährliche Zinskupons ausge⸗ 

geben; die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 


werden. 


ü Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe in 
Wittenberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 9 55 deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Wittenberg mit ihrem Vermögen. 
Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. | 
Wittenberg, den enn 182 


Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes.) 
| Eingetragen Fol. ..... Men 


(Nr. 6925. „ Pro⸗ 


N 


zwei Thaler ſieben ile ro chen ſechs Pfennige Zinfen 
der Stadt⸗Obligation „ über 100 Thaler.“ 


ig dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am ......... 
f die halbjährigen Zinſen der 5 5 ⸗Obligation M. für das 


Halbjahr 9595 
zwei Thalern ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennigen aus der Stadtkaſſe z 
Wittenberg. 


1 den ‚ten 5 


Der Magiftrat, 


ati der Unterſchrift des e und eines Nagitientsnitglices) 3 


5 Dieſer Zinskupon verjährt Ae des 

im Geſetze vom 31. März 1838. ($. 5. Nr. 80 
bezeichneten vierzährigen Zeitraums, verliert 
aäaalſo mit dem 31. Dezember 18. ſeine Gül⸗ 
En 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Merſeburg. 
„%% 
zu der 


dollgatton der Stadt Wittenberg 


L 


: Dee 
100 Thaler zu vier einhalb Prozent Pere e 


Inhaber 85 Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Doren 
. Obtigaden die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. b 

der Stadtkaſſe zu Wittenberg ſofern nicht von dem Aaken der 99 

gegen dieſe Ausreichung e worden iſt. 


. den = 182 
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Gr. 6926.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. Oktober 1867., betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Vorrechte an die Gemeinden Groß-Rottmersleben, Ackendorf und 
Klein-Santersleben im Kreiſe Neuhaldensleben, Regierungsbezirk Magde- 
burg, in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 
Chauſſee von Groß-Rottmersleben über Ackendorf bis zur Neuhaldens- 
lebener Kreisgrenze in der Richtung auf Gutenswegen. 


Nen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Cbhauſſee von Groß - Nottmersleben über Ackendorf bis zur Neuhaldenslebener 
Kͤreisgrenze in der Richtung auf Gutenswegen, im Kreiſe Neuhaldensleben, Regie⸗ 
rungsbezirk Magdeburg, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden 
Groß⸗Rottmersleben, Ackendorf und Klein⸗Santersleben das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
> für die Staats ⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Ca 
eldes nach den Beſtimmungen des für die Staats - Chauffeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über 
die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
i Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28. Oktober 1867. N 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6926-6927.) | Cr. 6927.) 


Straße zur Anwendung kommen. 


(Nr. 6927.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. Oktober 1867., betreffend die Verleihung der fis-— 
kaliſchen Vorrechte an die Gemeinde Walbeck, im Kreiſe Gardelegen, in 
Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde-Chauſſee von 
der Weferlingen-Walbeck-Schwanefelder Chauſſee im Orte Walbeck ab 
nach Helmſtädt zu bis zur Walbecker Feldmarkgrenze. ER 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde- 
Chauſſee im Kreiſe Gardelegen, des Regierungsbezirks Magdeburg, von der 
Weferlingen⸗Walbeck⸗Schwanefelder Chauſſee im Orte Walbeck ab nach Helmſtädt 
zu bis zur Walbecker Feldmarkgrenze genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der 
Gemeinde Walbeck das e e e für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhal⸗ 
tungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der genannten 4 
Gemeinde gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den al 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840, 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 28. Oktober 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg, 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Miniſter des Innern. 


Allerhöchſter Erlaß vom 30. Oktober 1867., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an die Kreiſe Minden und Herford in Bezug auf 
den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauffee von Oeynhauſen, im 
Kreiſe Minden, über Exter, im Kreiſe Herford, bis zur Landesgrenze 
in der Richtung auf Salzuffeln im Fürſtenthum Lippe⸗Detmold. 


6928) 


den Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Kreiſen 
Minden und Herford, im Regierungsbezirk Minden, beabſichtigten Bau einer 
Chauſſee von Oeynhauſen, im Kreiſe Minden, über Exter, im Kreiſe Herford, 
bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Salzuffeln im Fürſtenthum Lippe⸗ 
Detmold genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Kreiſen Minden und Her⸗ 
ford, einem jeden für die von ihm zu bauende Strecke, das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Aan he 
der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich den genannten Kreiſen gegen Uebernahme der 
künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauffregeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
ſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. Oktober 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


1 


(Ar. 69286929.) (Nr. 6929.) 


ide 


(Nr. 6929. Beſtätigungs⸗Arkunde, betreffend den Vierten Nachtrag zum Statut der Neis 
Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 9. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. | 


rar 
Nachdem die Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 4 
ihrer Aktionaire vom 24. Juni 1867. die in dem anliegenden Nachtrage zu ihrem 
unterm 13. März 1846. (Geſetz-Samml. S. 129.) landesherrlich beſtätigten 
Statut enthaltenen Aenderungen, beziehungsweiſe Ergänzungen deſſelben beſchloſſen 
hat, wollen Wir dieſen Beſchlüſſen Unſere Genehmigung hierdurch ertheilen. 1 
Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz! 
Sammlung zu veröffentlichen. 1 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktemm 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Berlin, den 9. November 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lipp 


Vierter Nachtrag 
zum 


Statut der Neiffe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 


95 15 


f Der Geſellſchaftsfonds wird um die Summe von zweimalhundertfunfzig Tauſend 
Thalern vermehrt, die zur Verbeſſerung und Vervollſtändigung der Bahnanlagen, 
ſowie zur Vermehrung der Betriebsmittel verwendet werden ſollen. 9 
Die Aufbringung der vorſtehend gedachten Summe erfolgt durch Kreirung 
von 42 prozentigen Prioritäts⸗Obligationen. 0 
Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion, ſowie die Ver⸗ 
infung und Amortiſation dieſer Obligationen ſtattfindet, werden durch ein beſon⸗ 
eres Allerhöchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


9. 25 


An Stelle des F. 5. des Geſellſchafts-Statuts treten die folgenden Be⸗ 

ſtimmungen: 
ar 5 Der gegenwärtig beſtehende Reſervefonds wird aufgelöſt. Statt deſſelben 
werden: 
1) ein Reſervefonds, 
2) ein Erneuerungsfonds 
gebildet. 
Deer Reſervefonds iſt beſtimmt zur Deckung der in außerordentlichen Fällen 
eintretenden, ungewöhnlichen, größeren Betriebsausgaben, insbeſondere ſolcher, die 
durch außerordentliche Elementar⸗Ereigniſſe oder durch Unglücksfälle beim Betriebe 
verurſacht werden. N 
Der Reſervefonds erhält jährlich einen Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, 
der ein Drittel Prozent des Anlagekapitals nicht überſchreiten darf. 
3 Es erfolgen indeß Zuſchüſſe aus den Betriebseinnahmen nur ſo lange, bis 

der Reſervefonds die Summe von 25,000 Thalern erreicht hat, und demnächſt 
bis zu dem oben angegebenen Prozentſatze nur inſoweit, als zur Kompletirung 
des Mapimalbeſtandes erforderlich iſt. 

„Die beim Reſervefonds aufkommenden Zinſen werden, wenn derſelbe die 
Höhe von 25,000 Thalern erlangt hat, den Betriebseinnahmen zugeſchlagen. 
. Aus dem Erneuerungsfonds ſind die Koſten der Erneuerung des Ober⸗ 
baues, der Brücken und der Fahrbetriebsmittel zu beſtreiten. 


In den Erneuerungsfonds fließen: 


a) die Einnahmen aus dem Verkaufe der bei der Erneuerung gewonnenen 
alten Materialien; 


bp) ein jährlicher Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, deſſen Höhe entweder 
nach Prozentſätzen von dem Werthe der zu erneuernden Gegenſtände, 
oder der wirklichen Abnutzung entſprechend nach den Wagenachs- oder 
den Lokomotipmeilen des Jahresbetriebes berechnet wird. 
Für die Formirung, Dotirung und Verwendung des Reſerve- und des 


Erneuerungsfonds werden von dem Direktorium beſondere Reglements aufgeſtellt, 
die der Genehmigung der Staatsbehörde unterliegen. 


An Stelle des $. 16. des Geſellſchafts⸗Statuts tritt folgende Beſtimmung: 
8 Als Dividende find diejenigen Einnahme⸗Ueberſchüſſe zu vertheilen, welche 
nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs-, Betriebs- und ſonſtigen Aus⸗ 
gaben, der auf dem Unternehmen haftenden Laſten, ſowie der an den Neferve- 
und den Erneuerungsfonds abzuführenden Beträge verbleiben. 
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$. 4. 

In Ergänzung des $. 18. des Geſellſchafts-Statuts wird beſtimmt: 1 

Dividendenſcheine von Aktien können weder aufgeboten, noch mortifizirt 
werden. Jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen 
vor Ablauf der Verjährungsfriſt bei dem Direktorium anmeldet und den ftatt- 7 
gehabten Beſitz in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt 
der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht zum Vorſchein gekommenen 
Dividendenſcheine gegen Quittung ausgezahlt werden. 1 


ae) 4 

An Stelle des erſten Satzes des F. 20. des Geſellſchafts Statuts tritt 
folgende Beſtimmung: # 
Die ordentlichen Generalverſammlungen finden jährlich in der erſten Hälfte 

des Jahres ſtatt. 


i $. 6. 1 
Zum F. 28. des Geſellſchafts-Statuts tritt die folgende ergänzende Be⸗ 
ſtimmung: # 
Wird die Annahme der Wahl Seitens gewählter Mitglieder des Dive 
toriums oder des Ausſchuſſes oder von Stellvertretern unmitttelbar in der Ge⸗ 
neralverſammlung abgelehnt, dann hat die letztere ſofort Neuwahlen für die ab⸗ 
gelehnten Wahlen vorzunehmen. : 


§. 7. 4 

An Stelle des zweiten Alinea des $. 40. des Geſellſchafts⸗Statuts tritt 
folgende Beſtimmung: a 

Gerichtliche und außergerichtliche Erklärungen jeder Art werden von zwi 
Perſonen, nämlich von dem Vorſitzenden des Direktoriums oder ſeinem Stell. 
vertreter, oder von einem dazu ernannten Mitgliede des Direktoriums, und einem 
in Breslau wohnenden Beamten der Geſellſchaft mit rechts verbindlicher Kraft 
vollzogen. Der Letztere und ein Subſtitut für denſelben für Verhinderungsfälle 
werden von dem Direktorium gewählt und in einer von ſämmtlichen Mitgliedern 
des Direktoriums oder deren Stellvertretern auszuſtellenden gerichtlichen oder 
notariellen Vollmacht ermächtigt, alle Erklärungen der Geſellſchaft in der o ben 
angegebenen Weiſe zu zeichnen. 


(Ar, 6930) 


„ 


(Nr. 6930.) Privilegium wegen Emiſſion von Prioritäts- Obligationen der Neiſſe⸗Brieger 
Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von zweimalhundertfunfzig Tauſend 
Thalern. Vom 9. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


Nachdem von Seiten der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des in der Generalverſammlung vom 24. Juni 1867. gefaßten Beſchluſſes darauf 
angetragen worden iſt, ihr zur Verbeſſerung und Vervollſtändigung der Bahn⸗ 
anlagen und zur Vermehrung der Betriebsmittel die Aufnahme einer Anleihe 
von zweimalhundertfunfzig Tauſend Thalern gegen Ausſtellung auf den Inhaber 
lautender und mit Zinskupons und Talons verſehener Prioritäts⸗Obligationen 
zu geſtatten, wollen Wir in Berückſichtigung der uns dargelegten Nothwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit der beabſichtigten Geldbeſchaffung, ſowie in Gemäßheit des 
) 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwärtiges Privilegium Unſere 
andesherrliche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter nach— 
ſtehenden Bedingungen ertheilen. 


wi 


Die zu emittirenden 1 werden unter der Bezeichnung „Priori⸗ 
täts⸗ Obligationen der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft Littera B.“ unter 
fortlaufenden Nummern und der Unterſchrift zweier Mitglieder des Direktoriums 

oder zweier Stellvertreter und der des Rendanten nach dem beigefügten Schema J. 
. Atempelfrei ausgefertigt. 

* Dieſelben zerfallen in: 
300 Stück zu 500 Thaler von Nr. 1. bis 300., zufammen... 150,000 Thaler, 
D Nr. 301. bis 1300., zufammen 100,00  - 
f Summa = 250,000 Thaler. 
Auf der Rückſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 
abgedruckt. 5 
Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren nach den weiter bei⸗ 
gefügten Schemas II. und III. beigegeben. 

4 Die Kupons, ſowie der Talon werden mit der fakſimilirten Unterſchrift 
7: zweier Mitglieder des Direktoriums und des Rendanten verſehen und alle fünf 
Jahre auf beſonders zu erlaſſende Bekanntmachung erneuert. f 

Die Ausreichung der neuen Zinskupons erfolgt an den Präſentanten des 
Talons — mit deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie 
Zinskupons nebſt Talon quittirt wird — ſofern nicht vor deſſen Fälligkeitstermin 
dagegen von dem Inhaber der Obligation bei dem Direktorium ſchriftlich Wider⸗ 
ſpruch erhoben if. Im Falle ſolchen Widerſpruchs werden die Kupons zum 
Depoſitorium des Stadtgerichts zu Breslau gebracht und die ſtreitenden In⸗ 


dbereſſenten zur Entſcheidung über den unter ihnen ſtreitigen Anſpruch auf den 
Reechtsweg verwieſen. 
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I Die PVrioritäts - Obligationen werden mit vier und einem halben Prozen 
jährlich verzinſt und die Zinſen in halbjährlichen Terminen am 1. Januar und 
1. Juli jeden Jahres in Breslau und Berlin gezahlt. Zinſen von Prioritäts 
Obligationen, die innerhalb vier Jahren von dem in dem betreffenden Kupon 
110 8 Zahlungstage an nicht erhoben find, verfallen zum Vortheil der Ge 
ſellſchaft. z MM 
§. 3. 


Die Inhaber der Prioritäts - Obligationen find auf Höhe der darin 
verſchriebenen Kapitalsbeträge und der dafür nach §. 2. zu zahlenden Zinſen 
Gläubiger der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft und haben in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft an dem geſammten Vermögen der Geſellſchaft und deſſen Erträgen ein 
unbedingtes Vorzugsrecht vor den Stammaktien nebſt deren Dividenden. # 

Dagegen bleibt den auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 27. De ° 
zember 1858. emittirten Prioritäts⸗Obligationen im Betrage von 100,000 Thalern 
nebſt Zinſen das denſelben in Anſehung des geſammten Geſellſchaftsvermögens 
vorbehaltene Vorzugsrecht vor den auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums 
zu emittirenden Obligationen ausdrücklich reſervirt und geſichert. Eine weitere 
Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Emiſſion von Aktien oder Prioritäts⸗ 
Obligationen darf nur dann erfolgen, wenn den auf Grund des gegenwärtig 
Privilegiums emittirten Prioritäts⸗Obligationen nebſt Zinſen das Vorzugsrecht 
eingeräumt wird. a ; 

Eine Veräußerung der zum Bahnkörper und zu den Bahnhöfen erford 
lichen, der Geſellſchaft gehörigen Grundſtücke iſt unſtatthaft, ſo lange die Prio⸗ 
ritäts⸗Obligationen der gegenwärtigen Emiſſion nicht eingelöſt find. oder deren 
Einlöſungsbetrag nicht gerichtlich deponirt iſt. Dieſe Veräußerungsbeſchränkung 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen 
Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den 
Staat oder an Gemeinden zu öffentlichen Zwecken abgetreten werden möchten. 


5 i §. 4. 
Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, welche mit dem 
Jahre 1869. beginnt und durch alljährliche Verwendung von 1250 Thaler und 
den auf die eingelöſten Prioritäts⸗Obligationen fallenden Zinſen ausgeführt wird. 
Die Nummern der für ein Jahr zu amortiſirenden Prioritäts-Obligationen 
werden alljährlich im Monat April durch das Loos beſtimmt und binnen vierzehn 
Tagen nach erfolgter Verlooſung öffentlich bekannt gemacht. Die Auszahlung 
des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen erfolgt jedesmal am nächſten 1. Juli. Der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, mit Genehmigung des Staates 
ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch die Allgung der Prio⸗ 
ritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, wie auch ſämmtliche Prioritäts⸗Obligationen 
Uittr. B. durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und 
durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 5 


Die Ausloofung der zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen geſchieht 
durch das Direktorium in Gegenwart eines öffentlichen Notars in einem vierzehn 
Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den 
Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der Zutritt geſtattet wird. ö 

Ueber die erfolgte Amortiſation iſt dem vorgeſetzten Königlichen Eiſenbahn⸗ 
kommiſſariate alljährlich ein Nachweis einzureichen. 


$. 6. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen erfolgt in Bres⸗ 
lau und Berlin an die Vorzeiger der betreffenden Prioritäts⸗Obligationen gegen 
Aushändigung derſelben und der dazu gehörigen, nicht fälligen Zinskupons. Werden 
die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der fehlenden von dem 
Kapital gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. 

Im Uebrigen. exlifcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Prioritäts⸗Obligation mit dem 1. Juli desjenigen Jahres, in welchem 
dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöften Prioritäts⸗Obligationen werden 
in Gegenwart eines Notars verbrannt und es wird, daß dies geſchehen, durch 
die öffentlichen Blätter bekannt gemacht. Die in Folge der Kapitalsrückforderung 
von Seiten des Inhabers (F. 7.) oder in Folge einer Kündigung ($. 4.) außerhalb 
der Amortiſation eingelöſten Prioritäts⸗Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft 
wieder auszugeben befugt. 5 . 


8875 : 


Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalsbeträge anders, als nach Maaßgabe der im H. 4. 


getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt, 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch die Schuld der 
Geſellſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört, 
e) wenn die im $. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht inne gehalten wird. 
: In den Fällen bei a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſondern 
das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
zurückgefordert werden, und zwar: 5 
bei a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
bei b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 
In dem sub e. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungsfrist 
zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. Die 
(Nr. 6930.) d Kün⸗ 
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Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn das Direktorium die 
nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen längſtens dreier 
Monate nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritäts-⸗ 
Obligationen nachkräglich bewirkt. u 

$. 8. 


Diejenigen Prioritäts - Obligationen , welche ausgelooſt oder gekündigt find, F 
und, der Bekanntmachung durch die e Blätter ungeachtet, nicht rechtzeitig 
zur Realiſirung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre alljährlich von E 
dem Direktorium öffentlich aufgerufen; gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpäte-⸗ 
ſtens binnen Jahresfriſt nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, 1 
ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was 
unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen 
von dem Direktorium öffentlich bekannt zu machen iſt. 


§. 9. 


Die Mortifikation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen erfolgt . 
im Wege des gerichtlichen Aufgebots nach den für das Aufgebot von Privat- 
Urkunden geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 1 
Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden 
jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der 
Verjährungsfriſt ($. 2.) bet dem Direktorium anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag d 
angemeldeten und bis dahin nicht zum Vorſchein gekommenen Zinskupons gege 
Quittung ausgezahlt werden. re 
$. 10. . 
Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen und den Preußiſchen Staatsanzeiger, 
oder die Zeitung, die etwa an ſeine Stelle tritt. 0 ei 
Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfer⸗ 
tigen laffen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates zu geben oder 
Rechten Dritter zu präjudiziren. Ei 
Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 4 
Gegeben Berlin, den 9. November 1867. 


(I. S.) Wilhelm. | 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Sche⸗ 


Schema I. 
Prioritäts Obligation Littera B. 


der 
Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
5 

über 
DEE Thaler Preußiſch Kuraut. 
Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des Betrages voen Thalern 
Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des Allerhöchſten Privilegiums 
BO u a ee 18.. emittirten Kapitale von 250,000 Thalern 
Preußiſch Kurant Prioritäts Obligationen der Neiffe - Brieger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. i 
5 Breslau, denn 18. 

Direktorium der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder des Direktoriums oder zweier Stellvertreter.) 
3 (Stempel.) Der Rendant. 

2 Eingetragen im Lagerbuche N. (Unterſchrift.) 


Sehema II. 


zaloın 


zu der f 
Prioritäts Obligation Littera B. 
der 
Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom. ten 
ab die ..te Serie der Zinskupons für die Zeit vom .......... De Bar , 
ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation bei dem unterzeichneten Direktorium 
rechtzeitig ſchriftlcher Widerſpruch dagegen erhoben iſt. Im Falle ſolchen Wider⸗ 
ſpruches werden die Kupons zum Depoſitorium des Königlichen Stadtgericht 
bierſelbſt gebracht und die ſtreitenden Intereſſenten zur Entſcheidung über den 
unter ihnen ſtreitigen Anſpruch auf den Rechtsweg verwieſen. 

Breslau, denn!: 18. 


Direktorium der Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier Mitglieder des Direktoriums.) 
(Stempel.) Der Rendant. 
\ 2 (Fakſimile.) 


(Nr. 6980) ; She: 


Serie \ 
% ih 
a für die 
Prioritäts⸗Obligation Littera B. 
„ 


. . Silbergroſchen ...... Pfennige hat Inhaber di 
Kupons vom a ab von der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaf 
an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. Dieſer 
e wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach de 
Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt iſt. € 
Breslau, den 


Direktorium der Neiffe- Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier Mitglieder des Direktoriums.) 


(Stempel.) f : Der. Rendant. 
(Fakſimile.) 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
SE (R. v. Decker ). Re 


